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Die Landesregierung tut endlich etwas gegen die dramatische Überalterung bei der NRW-Polizei.
Das Landeskabinett hat in seiner letzten Sitzung beschlossen, dass ab 2008 vier Jahre lang jährlich 1100 Polizeianwärterinnen und Polizeianwärter eingestellt werden. Das ist mehr als doppelt so viel wie bisher. Die bisherigen Planungen sahen nur 500 Neueinstellungen vor.

Kolleginnen und Kollegen, euer Einsatz und euer Engagement in den letzten zwei Jahren haben sich gelohnt. Immer wieder haben wir auf die dramatische Zuspitzung der Altersstruktur hingewiesen. Immer wieder haben wir gesagt, dass die Belastungen der Kolleginnen und Kollegen im Dienst durch viel zu wenige Neueinstellungen unzumutbar werden. Immer wieder haben wir auch auf die Gefahren für die innere Sicherheit in unserem Land hingewiesen.

100 Aktionen zeigen Erfolg. Ob es Großdemonstrationen waren oder die vielen ideenreichen Aktionen in den einzelnen Regionen: Es lohnt sich, für die berechtigten Interessen und Forderungen der Kolleginnen und Kollegen zu kämpfen.

Erinnert ihr euch noch an die Behauptungen anderer, es gebe genügend Personal bei der Polizei? 
Erinnert ihr euch an die faulen Kompromissvorschläge und Alternativmodelle, die sogar aus Polizeikreisen in die Öffentlichkeit gestreut wurden?

Wir bleiben politisch unabhängig. Wir sagen ehrlich unsere Meinung. Danke für eure Unterstützung in 100 Aktionen. Gemeinsam bleiben wir stark und können etwas erreichen.

Der jetzt gefasste Grundsatzbeschluss ist geeignet, den in den letzten Jahren ständig nach oben weisenden Trend der Alterstruktur deutlich abzubremsen. Bleibe die Landesregierung in ihrem Beschluss konsequent, könne der Trend sogar umgekehrt werden, ist  Frank Richter überzeugt. Das sei nicht nur ein positives Signal für die Innere Sicherheit, sondern auch für die Kolleginnen und Kollegen in der gesamten NRW-Polizei. 

Der Gewerkschaftsvorsitzende dankt zugleich „den tausenden Kolleginnen und Kollegen, die in den vergangenen zwei Jahren immer wieder für ihre Rechte gekämpft haben und auf die Straße gegangen sind“. 100 Aktionen und ungezählte Gespräche hätten sich gelohnt. Die Behauptung, man könne bei der Polizei durch organisatorische Veränderungen sogar noch Personal einsparen, sei eindrucksvoll widerlegt. „Die Landesregierung hat erkannt, dass Placebos die dramatische Überalterung der NRW-Polizei nicht abbauen können“, kommentiert Frank Richter. Die Strategie der GdP NRW sei letztendlich erfolgreich gewesen, weil sie sich nicht auf faule Kompromisse eingelassen habe. 

Richter: „Die Landespolitik kann sich darauf verlassen, dass wir auch in Zukunft unsere Überzeugungen und die Interessen der Polizeibeschäftigten ehrlich und mit klarer Sprache vertreten.“

Nach Aussage von Finanzminister Linssen solle die Beamtenbesoldung in Nordrhein-Westfalen im Juli 2008 um 2,9 Prozent erhöht werden. Damit werde die Tarifeinigung der Länder in diesem Punkt auch für die NRW-Beamten übernommen. „Der Grundsatz ist zu begrüßen, wir hätten uns allerdings gewünscht, dass die Landesregierung dieses Signal früher gesetzt hätte“, stellt Frank Richter fest. Während der Landtag seine Diätenerhöhung schon beschlossen habe, müssten die Beamten nun noch ein Jahr auf die Anpassung ihrer Besoldung warten. Zu Beginn des Jahres habe Ministerpräsident Rüttgers bei einer Tagung des Beamtenbundes erklärt, dass der Öffentliche Dienst seinen Beitrag zur Konsolidierung des Landeshaushalts geleistet habe. „Wir hoffen, dass zumindest ab Juli 2008 die Zeit der Sonderopfer auch für die Beamten vorbei ist“, fordert der GdP-Chef.

Richter kündigte an, dass seine Gewerkschaft nun die politischen Gespräche zum Landespersonal-vertretungsgesetz (LPVG) vertiefe. Der Gesetzentwurf der Landesregierung könne nicht das letzte Wort sein. Die GdP wende sich nicht gegen eine Modernisierung des Personalvertretungsgesetzes. Allerdings kämpfe sie weiter entschieden gegen die Zerschlagung der Mitbestimmung. Das Gesetz befinde sich nun in der parlamentarischen Beratung. Deshalb müssten jetzt die Fraktionen des Landtags von Verbesserungschancen des Gesetzentwurfs überzeugt werden.

Gut, dass es die GdP gibt !
     Krankenversicherung für alle Bürger
Wenn kein ausreichender Krankenversicherungsschutz besteht, ist es Pflicht, ab dem 01. Januar 2009 eine Krankenversicherung abzuschließen. Erstmals in der Deutschen Krankengeschichte sind alle Bürgerinnen und Bürger im Krankheitsfall durch die Reform der Versorgungsstrukturen und der Kassenorganisation abgesichert. Wer den Versicherungsschutz verloren hat, kehrt in seine letzte Versicherung zurück. Dies gilt gleichermaßen für die gesetzliche und die private Krankenversicherung. 

Für Versicherte, die dem GKV-System zuzuordnen sind, gilt die Versicherungspflicht bereits ab dem    01. April 2007. Versicherte, die zum PKV-System gehören, können sich ab dem 01. Juli 2007 ohne Risikozuschläge wieder privat versichern. Die Private Versicherung erfolgt zunächst im Standarttarif zu erheblich verbesserten Bedingungen., ab dem 01. Januar 2009 dann in einem Basistarif.

     Angehörigen-Pflege erhöht die Rente und den Rentenanspruch.

Ohne sie wären 1,3 Millionen Menschen in Deutschland aufgeschmissen. Ehepartner, Enkel, Kinder oder Geschwister kümmern sich aufopferungsvoll um kranke oder alte Familienmitglieder in den eigenen vier Wänden. Was viele nicht wissen; für den Staat ist diese Betreuung ein großer Vorteil und er honoriert die Arbeit  mit einer Zusatzrente. 

Wer bekommt das Geld? 

Im Prinzip alle, die sich mehr als 14 Stunden pro Woche und nicht hauptberuflich um einen hilfsbedürftigen Angehörigen kümmern. Eine weitere Voraussetzung: Der Helfer, im Fachjargon auch Pflegeperson genannt, übt seinen Beruf mit mehr als 30 Stunden wöchentlich aus. Aber das ergibt sich meist durch die zeitintensive Betreuung von selbst.

Die Höhe der Rente ergibt sich aus der Pflegestufe. Um sie festzulegen, kommt ein Mitarbeiter des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung zu Besuch und überprüft, ob z.B. Unterstützung bei der Hygiene, Ernährung und Mobilität zweimal ( Stufe 1) oder dreimal pro Tag (Stufe 2) oder rund um die Uhr (Stufe 3) benötigt wird. Anschließend der Pflegebedürftige nur noch bei seiner Krankenkasse die Zusatzrente für seinen hilfsbereiten Angehörigen beantragen.

Auf der Basis der Werte für das Jahr 2006 ergeben sich für ein Jahr Pflege derzeit folgende monatliche Rentenzahlbeträge. 

Wie viel auf Ihrem Rentenkonto durch die Pflege gutgeschrieben wird, hängt von den oben genannten 2 Dingen ab und nochmals: 
Erstens von der wöchentlichen Dauer der Pflege und zweitens von der Pflegestufe des Pflegebedürftigen. Mit Hilfe dieser beiden Werte errechnet sich die Höhe der Rentenbeiträge, die die Pflegekasse für sie zahlt. Berechnet werden die Beiträge aus einer Bemessungsgrundlage und dem aktuellen Beitragssatz. Die Bemessungsgrundlage stellt das fiktive Arbeitsentgelt dar, das im Rentenkonto gespeichert wird.

	Pflegestufe der Angehörigen
	Euer wöchentlicher Pflegeaufwand
	Ein Jahr Pflegeaufwand bringt Euch als monatliche Zusatzrente (z.Zt. ab 65) In den alten Bundesländern
	Ein Jahr Pflegeaufwand bringt Euch als monatliche Zusatzrente (z.Zt. ab 65) In den neuen Bundesländern
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1
	Mindestens 14 Stunden
	6,99 Euro
	6,17 Euro

	2

2
	14 bis unter 21 Stunden
	9,32 Euro
	8,23 Euro

	2

2
	Mindestens 21 Sunden
	13,98 Euro
	12,34 Euro

	3

3
	14 bis unter 21 Stunden
	10,49 Euro
	9,25 Euro

	3

3
	21 bis 28 Stunden
	15,73 Euro
	13,88 Euro

	3

3
	Mindestens 28 Stunden
	20,97 Euro
	18,51 Euro
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Zu unserer letzten Info vom 29. Juni schrieb mir ein Kollege:

„Hallo Jo!

Vielen dank für die Übermittlung der neuesten Informationen. es ist schon bald bedrückend, wie verantwortungslos die Politiker mit unserem Recht auf Sicherheit umgehen und wieder einmal an der falschen  Stelle mit aller Macht sparen.

Gruß Dieter“
Euer

Ansprechpartner für Senioren
       -Jo. Paschke-
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